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210. Bundesgesetz: Genehmigung des Bundesrechnungsabschlusses für 1955.
2 1 1 . Verordnung: Aufhebung der Verordnungen vom 10. Dezember 1897, RGBl. Nr. 289, und vom 30. Mai 1932,

BGBl. Nr. 146.
2 1 2 . Vertrag zwischen der Republik Österreich und dem Fürstentum Liechtenstein über die Vollstreckung von

Unterhaltstiteln samt Zusatzprotokoll.
2 1 3 . Vertrag zwischen der Republik Österreich und dem Fürstentum Liechtenstein über Rechtshilfe, Beglaubigung,

Urkunden und Vormundschaft samt Zusatzprotokoll.
2 1 4 . Abkommen zwischen der Republik Österreich und dem Fürstentum Liechtenstein zur Vermeidung der

Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen sowie der Erb-
schaftssteuern samt Schlußprotokoll.

2 1 5 . Vereinbarung zwischen dem österreichischen Bundesministerium für Finanzen und der Regierung des
Fürstentum Liechtenstein über die Durchführung der Rückerstattung der im Abzugswege an der Quelle
erhobenen Steuern von Einkünften aus beweglichem Kapitalvermögen.

210 . Bundesgesetz vom 6. November 1956
über die Genehmigung des Bundesrechnungs-

abschlusses für 1955.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Dem vom Rechnungshof dem Nationalrat
vorgelegten Bundesrechnungsabschluß der Repu-
blik Österreich für das Verwaltungsjahr 1955
wird die Genehmigung erteilt.

Körner

Raab Helmer Tschadek

Drimmel Proksch Thoma

Bock Waldbrunner Graf

2 1 1 . Verordnung des Bundesministeriums
für Justiz vom 17. Jänner 1956, mit der die
Verordnungen vom 10. Dezember 1897,
RGBl. Nr. 289, und vom 30. Mai 1932,

BGBl. Nr. 146, aufgehoben werden.
Auf Grund des § 79 der Exekutionsordnung

RGBl. Nr. 79/1896 werden die Verordnung des
Justizministers vom 10. Dezember 1897, RGBl.
Nr. 289, womit die im Fürstentum Liechtenstein
für die Exekution österreichischer Exekutions-
titel geltenden Vorschriften und das Maß der
dadurch verbürgten Gegenseitigkeit bekannt-
gemacht werden, und die Verordnung des Bun-
desministers für Justiz vom 30. Mai 1932,
BGBl. Nr. 146, über die Vollstreckungsrechts-
hilfe gegenüber dem Fürstentum Liechtenstein,
aufgehoben.

Kapfer

212.

Nachdem der am 1. April 1955 unterzeichnete Vertrag zwischen der Republik Österreich
und dem Fürstentum Liechtenstein über die Vollstreckung von Unterhaltstiteln samt Zusatz-
protokoll, welcher also lautet:

Vertrag zwischen der Republik Österreich
und dem Fürstentum Liechtenstein über

die Vollstreckung von Unterhaltstiteln.

Der Bundespräsident der Republik Österreich
und

Seine Durchlaucht
der Regierende Fürst von Liechtenstein

von dem Wunsche geleitet, die Vollstreckung der
beiderseitigen Unterhaltstiteln zu regeln, haben

beschlossen, hierüber einen Vertrag zu schließen.
Zu diesem Zwecke haben sie zu ihren Bevoll-
mächtigten ernannt:

Der Bundespräsident der Republik Österreich:

1. Herrn außerordentlichen Gesandten und be-
vollmächtigten Minister Dr. Stephan Ve-
r o s t a und

2. Herrn Sektionschef Dr. Ludwig Viktor H e l -
l e r
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und
Seine Durchlaucht

der Regierende Fürst von Liechtenstein:
Herrn Alexander F r i c k , Regierungschef des

Fürstentums Liechtenstein,

die, nach Austausch ihrer in guter und gehöriger
Form befundenen Vollmachten, folgendes ver-
einbart haben:

Artikel 1

(1) Auf dem Gebiet eines der vertragschlie-
ßenden Teile gefällte gerichtliche Entscheidungen
über Unterhaltsansprüche in Geld, die der Klä-
ger oder Antragsteller auf Grund familienrecht-
licher Beziehungen geltend gemacht hat, werden
auf dem Gebiete des anderen vertragschließenden
Teiles nach den Bestimmungen des vorliegenden
Vertrages vollstreckt.

(2) Die Vollstreckung findet statt, wenn fol-
gende Voraussetzungen erfüllt sind:

a) Die Entscheidung stammt von einer gemäß
Art. 2 zuständigen Behörde;

b) die Entscheidung ist nach dem Rechte des
Staates, in dem sie gefällt wurde, rechts-
kräftig und vollstreckbar;

c) die Entscheidung stellt nicht bloß eine
einstweilige Verfügung, Anordnung oder
Maßnahme dar;

d) im Fall einer Versäumnisentscheidung muß
die Ladung oder Verfügung, durch die das
Verfahren eingeleitet wurde, der unter-
legenen Partei ordnungsgemäß und recht-
zeitig zugestellt worden sein (Art. 6
Abs. 4);

e) die Entscheidung ist nicht in einem Ver-
fahren ergangen, in dem der Beklagte oder
Antragsgegner ausschließlich durch einen
Abwesenheitskurator vertreten war;

f) der Entscheidung steht keine in dem Staat,
in dem sie vollstreckt werden soll, gefällte
rechtskräftige und vollstreckbare Entschei-
dung entgegen.

Artikel 2

(1) Die im Art. 1 Abs. 2 lit. a geforderte Zu-
ständigkeit ist gegeben, wenn das Recht des
Staates, in dem die Entscheidung vollstreckt
werden soll, die Zuständigkeit einer Behörde des
Staates, in dem die Entscheidung gefällt wurde,
für das betreffende Verfahren nicht ausschließt.

(2) Jedenfalls werden für zuständig erachtet:

a) die Behörden des Staates, in dem der Be-
klagte oder Antragsgegner zu dem Zeit-
punkt, in dem das Verfahren eingeleitet
wurde, seinen ständigen Aufenthalt hatte;

b) die Behörden des Staates, in dem beide
Parteien ihren letzten gemeinsamen stän-

digen Aufenthalt hatten, wenn der Kläger
oder Antragsteller diesen Aufenthalt bis
zur Einleitung des Verfahrens beibehalten
hat;

c) die Behörden, deren Zuständigkeit der Be-
klagte oder Antragsgegner sich, sei es aus-
drücklich, sei es durch Eingehen in die Ver-
handlung über die Hauptsache, ohne Vor-
behalt hinsichtlich der Zuständigkeit unter-
worfen hat;

d) wenn beide Parteien dieselbe Staatsange-
hörigkeit besitzen, die Behörden des
Staates, dem sie angehören.

Artikel 3

(1) Ungeachtet der Bestimmungen der vorher-
gehenden Artikel findet die Vollstreckung nicht
statt, wenn sie gegen die öffentliche Ordnung
oder gegen die guten Sitten verstoßen würde.

(2) Als Verstoß gegen die öffentliche Ordnung
oder gegen die guten Sitten kann jedoch nicht
angesehen werden:

a) die Unvereinbarkeit der Feststellung der
Vaterschaft oder der Mutterschaft mit dem
Rechte des Staates, in dem die Voll-
streckung erfolgen soll;

b) die Anhängigkeit eines Verfahrens über
denselben Anspruch vor einer Behörde des
Staates, in dem die Vollstreckung erfolgen
soll;

c) ein größeres oder geringeres Ausmaß der
mit der geltend gemachten Entscheidung
auferlegten Unterhaltsverpflichtung, als
dies der Rechtsordnung des Staates, in dem
die Vollstreckung erfolgen soll, entspricht;

d) der Umstand, daß der Anspruch erst zu
einem Zeitpunkt erhoben wurde, in dem
er nach dem Rechte des Staates, in dem die
Vollstreckung erfolgen soll, infolge Frist-
ablaufes nicht mehr zu berücksichtigen
war, oder daß dem Anspruch nach dem
Rechte dieses Staates Verjährung entgegen-
gesetzt werden konnte.

Artikel 4

Wenn bereits auferlegte Unterhaltsverpflich-
tungen durch eine Entscheidung abgeändert
werden, so richtet sich deren Wirkung auf dem
Gebiete des anderen vertragschließenden Teiles
ebenfalls nach den Bestimmungen des vorliegen-
den Vertrages.

Artikel 5

(1) Auf dem Gebiet eines der vertragschlie-
ßenden Teile vor Gericht abgeschlossene Unter-
haltsvergleiche werden im Gebiete des anderen
vertragschließenden Teiles vollstreckt, wenn sie
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den in den Art. 1 bis 4 festgelegten Voraus-
setzungen, insoweit diese Bestimmungen auf sie
Anwendung finden können, entsprechen.

(2) Dasselbe gilt für Unterhaltsvergleiche, die
vor anderen zur Führung von Vormundschaften
oder Pflegschaften berufenen Behörden geschlos-
sen werden, sofern der Antrag auf Vollstreckung
durch das zuständige Vormundschafts- oder
Pflegschaftsgericht an das zur Bewilligung der
Vollstreckung zuständige Gericht des anderen
vertragschließenden Teiles unter Hinweis auf
diesen Vertrag übersendet wird.

Artikel 6

Die Partei, welche die Vollstreckung begehrt,
hat vorzulegen:

(1) eine mit der amtlichen Unterschrift und
dem Amtssiegel oder Amtsstempel versehene
Ausfertigung der Entscheidung oder des Ver-
gleiches;

(2) eine zur Feststellung der Rechtskraft und
Vollstreckbarkeit der Entscheidung oder der
Vollstreckbarkeit des Vergleiches erforderliche
Bestätigung;

(3) gegebenenfalls eine Bestätigung über die
Bewilligung des Armenrechtes (Art. 7);

(4) bei Versäumnisentscheidungen eine Bestäti-
gung des Gerichtes über den Zeitpunkt und die
Art der Ladung sowie über den Zeitpunkt und
die Ar t ihrer Zustellung.

Artikel 7

Wurde der antragstellenden Partei das Armen-
recht in dem Staat, in dem die Entscheidung
ergangen ist oder der Vergleich geschlossen
wurde, bewilligt, so genießt sie das Armenrecht
auch in dem im anderen Staate durchzuführen-
den Vollstreckungsverfahren.

Artikel 8

Aus Anlaß des Antrages auf Bewilligung der
Vollstreckung kann dem Antragsteller keinerlei
Sicherheitsleistung für Verfahrenskosten oder
Gebühren auferlegt werden.

Artikel 9

Wenn in der Entscheidung oder in dem Ver-
gleiche der Unterhaltsbetrag in einer anderen
Währung als in der des Staates, in dem die Voll-
streckung erfolgen soll, ausgedrückt ist, wird die
Frage, ob und auf welche Weise dieser Betrag in
die Währung des genannten Staates umzurechnen
ist, nach dem Rechte dieses Staates beurteilt.

Artikel 10

Soweit in diesem Vertrage nichts anderes be-
stimmt wird, richten sich die Bewilligung und

das Vollstreckungsverfahren nach dem Rechte
des Staates, in dem die Vollstreckung durchzu-
führen ist; das gilt insbesondere für die Voll-
streckung zur Hereinbringung künftig fällig
werdender Unterhaltsansprüche.

Artikel 11

Der vorliegende Vertrag ist ohne Rücksicht
auf die Staatsangehörigkeit der Beteiligten anzu-
wenden; die Bestimmung des Art. 2 Abs. 2 lit. d
bleibt unberührt.

Artikel 12

(1) Alle die Auslegung oder die Anwendung
des vorliegenden Vertrages betreffenden Mei-
nungsverschiedenheiten, die im Wege diploma-
tischer Verhandlungen nicht zu bereinigen sein
sollten, sind auf Verlangen eines der vertrag-
schließenden Teile einer Kommission zu unter-
breiten, die beauftragt ist, eine Lösung des Streit-
falles zu suchen und die sich aus je einem Ver-
treter der, beiden Regierungen zusammensetzt.

(2) Für den Fall, als diese beiden Vertreter
nicht innerhalb dreier Monate, nachdem ihnen
die Meinungsverschiedenheit unterbreitet wurde,
zu einer Regelung kommen können, haben sie
einverständlich ein unter den Angehörigen eines
dritten Staates auszuwählendes Mitglied namhaft
zu machen. Mangels Einigung über die Auswahl
dieses Mitgliedes innerhalb einer Frist von zwei
Monaten kann der eine oder der andere Teil
den Präsidenten des Internationalen Gerichts-
hofes ersuchen, die Namhaftmachung des dritten
Mitgliedes der Kommission durchzuführen; diese
hat sodann die Aufgaben eines Schiedsgerichtes
zu versehen.

(3) Das Schiedsgericht entscheidet mit Stim-
menmehrheit seiner Mitglieder; seine Entschei-
dung ist endgültig und bindend.

Artikel 13

Der vorliegende Vertrag ist zu ratifizieren; die
Ratifikationsurkunden sind sobald als möglich in
Wien auszutauschen Der vorliegende Vertrag
tritt am ersten Tag des dem Austausch der Rati-
fikationsurkunden folgenden Monats in Kraft.

Artikel 14

(1) Jeder der vertragschließenden Teile kann
den vorliegenden Vertrag unter Einhaltung einer
sechsmonatlichen Frist auf das Ende des Kalen-
derjahres kündigen.

(2) Durch das Außerkrafttreten des vorliegen-
den Vertrages werden in diesem Zeitpunkt
bereits bewilligte Vollstreckungen nicht berührt.

ZU U R K U N D dessen haben die Bevollmäch-
tigten den vorliegenden Vertrag unterzeichnet
und mit ihrem Siegel versehen.
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GESCHEHEN in doppelter Urschrift zu
Vaduz am ersten April eintausendneunhundert-
fünfundfünfzig.

Für die Republik Österreich:

Dr. Stephan Verosta m. p.
Dr. Ludwig Viktor Heller m. p.

Für das Fürstentum Liechtenstein:

Alexander Frick m. p.

Zusatzprotokoll zum Vertrag zwischen der
Republik Österreich und dem Fürstentum
Liechtenstein über die Vollstreckung von

Unterhaltstiteln.

I. Zur Anwendung des Artikels 1 Abs. 1:

Es besteht Einverständnis darüber, daß unter
„gerichtlichen Entscheidungen über Unterhalts-

ansprüche in Geld" solche Entscheidungen nicht
zu verstehen sind, in denen der Unterhalt in
einem Bruchteil der Bezüge des Beklagten oder
Antraggegners aus einem Dienst- oder Arbeits-
verhältnis festgesetzt ist (Par. 10 a der Öster-
reichischen Exekutionsordnung).

II. Zur Anwendung des Artikels 6:

Was unter „amtlicher Unterschrift" zu ver-
stehen ist, wird durch die innerstaatlichen
Rechtsvorschriften bestimmt.

GESCHEHEN in doppelter Urschrift zu
Vaduz am ersten April eintausendneunhundert-
fünfundfünfzig.

Für die Republik Österreich:

Dr. Stephan Verosta m. p.
Dr. Ludwig Viktor Heller m. p.

Für das Fürstentum Liechtenstein:

Alexander Frick m. p.

die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der Bundespräsident
diesen Vertrag nebst Zusatzprotokoll für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Öster-
reich die gewissenhafte Erfüllung der darin enthaltenen Bestimmungen.

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Inneres, vom Bundesminister für Justiz und
vom Bundesminister für die Auswärtigen Angelegenheiten gegengezeichnet und mit dem Staats-
siegel der Republik Österreich versehen worden.

Geschehen zu Wien, den 13. März 1956.

Der Bundespräsident:

Körner

Der Bundeskanzler:

Raab

Der Bundesminister für Inneres:

Helmer

Der Bundesminister für Justiz:

Kapfer

Der Bundesminister für die Auswärtigen Angelegenheiten:

Figl

Der vorliegende Vertrag ist gemäß seinem Artikel 13 am 1. Oktober 1956 in Kraft getreten.

Raab
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213.

Nachdem der am 1. April 1955 unterzeichnete Vertrag zwischen der Republik Österreich und
dem Fürstentum Liechtenstein über Rechtshilfe, Beglaubigung, Urkunden und Vormundschaft nebst
Zusatzprotokoll, welcher also lautet:

Vertrag zwischen der Republik Österreich
und dem Fürstentum Liechtenstein über
Rechtshilfe, Beglaubigung, Urkunden und

Vormundschaft.
Der Bundespräsident der Republik Österreich

und
Seine Durchlaucht der Regierende Fürst

von Liechtenstein

von dem Wunsche geleitet, die Fragen der
Rechtshilfe, des Beglaubigungs- und Urkund-
wesens sowie der Vormundschaft zwischen den
beiden Staaten einverständlich zu regeln, haben
beschlossen, hierüber einen Vertrag zu schließen.
Zu diesem Zwecke haben sie zu ihren Bevoll-
mächtigten ernannt:

Der Bundespräsident der Republik Österreich:
1. Herrn außerordentlichen Gesandten und be-

vollmächtigten Minister Dr. Stephan Verosta
und

2. Herrn Sektionschef Dr. Ludwig Viktor Heller
und

Seine Durchlaucht der Regierende Fürst
von Liechtenstein:

Herrn Alexander Frick, Regierungschef des Für-
stentums Liechtenstein,

die, nach Austausch ihrer in guter und gehöriger
Form befundenen Vollmachten, folgendes ver-
einbart haben:

1. ABSCHNITT

Rechtshilfe und Zustellung

A r t i k e l 1

(1) Die vertragschließenden Teile werden in
bürgerlichen Rechtssachen und in gerichtlichen
Strafsachen, mit Ausnahme der politischen und
fiskalischen Strafsachen, auf Ersuchen einander
Rechtshilfe leisten und Zustellungen vornehmen.

(2) In den im Abs. 1 bezeichneten Angelegen-
heiten verkehren die Gerichte der vertragschlie-
ßenden Teile unmittelbar miteinander.

A r t i k e l 2

Das ersuchte Gericht kann ein Ersuchen um
Rechtshilfe oder Zustellung nur ablehnen, wenn
die Erledigung nicht in den Bereich der Gerichts-
gewalt fällt, der öffentlichen Ordnung oder dem
inneren öffentlichen Rechte des ersuchten Staa-
tes zuwiderläuft oder geeignet ist, seine Hoheits-
rechte zu verletzen oder seine Sicherheit zu ge-
fährden. In diesem Fall ist das Ersuchen im

diplomatischen Weg unter Angabe des Grundes
zurückzuleiten.

A r t i k e l 3

Ist das ersuchte Gericht zur Vornahme der
Rechtshilfe oder Zustellung nicht zuständig, so
hat es das Ersuchen von Amts wegen an das zu-
ständige inländische Gericht weiterzuleiten. Fällt
die begehrte Handlung in den Wirkungskreis
einer anderen inländischen Behörde, so kann das
ersuchte Gericht das Ersuchen an diese Behörde
weiterleiten. In beiden Fällen hat das ersuchte
Gericht das ersuchende Gericht hievon unmittel-
bar zu verständigen.

A r t i k e l 4

Rechtshilfe und Zustellung sind nach den
Rechtsvorschriften des ersuchten Staates durch-
zuführen. Dem Ersuchen, von diesen Rechtsvor-
schriften hinsichtlich der Form oder des Inhaltes
der Erledigung abzuweichen, ist zu entsprechen,
soweit dieser Vorgang durch die Rechtsvorschrif-
ten des ersuchten Staates nicht verboten ist.

A r t i k e l 5

(1) Die Kosten der Rechtshilfe und Zustellung
werden von dem ersuchenden dem ersuchten
Gerichte nicht ersetzt; ausgenommen sind Ver-
gütungen, die an Sachverständige bezahlt wor-
den sind.

(2) Die Zeugengebühren, die das ersuchte Ge-
richt getragen hat, sind dem ersuchenden Ge-
richte bekanntzugeben; dieses kann sie von der
Zahlungspflichtigen Partei einheben.

2. ABSCHNITT

Armenrecht und Prozeßkostensicherstellung
A r t i k e l 6

Die Angehörigen des einen der vertragschlie-
ßenden Teile werden im anderen unter densel-
ben Voraussetzungen wie die eigenen Staatsange-
hörigen zum Armenrechte zugelassen.

A r t i k e l 7
Den Angehörigen des einen vertragschließen-

den Teiles, die in einem dritten Staat ihren
Wohnsitz oder ständigen Aufenthalt haben, kann
auch auf Grund eines Zeugnisses der diplo-
matischen oder konsularischen Vertretungs-
behörde ihres Heimatstaates oder der Behörden
des dritten Staates, in deren Sprengel sie ihren
Wohnsitz oder ständigen Aufenthalt haben, das
Armenrecht durch die Gerichte des anderen ver-
tragschließenden Teiles bewilligt werden.
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A r t i k e l 8

(1) Die Angehörigen der beiden vertragschlie-
ßenden Teile, die im Gebiete des einen ihren
Wohnsitz oder ständigen Aufenthalt haben,
können Anträge auf Bewilligung des Armen-
rechtes sowie Klagen, andere Anträge und Er-
klärungen in bürgerlichen Rechtssachen, sofern
die Vertretung durch einen Rechtsanwalt nicht
vorgeschrieben ist, unter Vorlage eines Armen-
rechtszeugnisses in der Republik Österreich bei
dem Bezirksgericht ihres Wohnsitzes oder stän-
digen Aufenthaltes, im Fürstentum Liechtenstein
beim fürstlichen Landgericht Vaduz zu Protokoll
geben. Dieses Protokoll samt dem Armenrechts-
zeugnis und den anderen Beilagen ist dem als
zuständig bezeichneten Gericht oder dem Ge-
richte, bei dem die Sache anhängig ist, unmittel-
bar zu übersenden. Mit der Vertretung der ein-
schreitenden Partei ist auf deren Antrag im
Falle der Bewilligung des Armenrechtes eine bei
Gericht tätige Person zu betrauen.

(2) In Sachen, in denen die Vertretung durch
einen Rechtsanwalt vorgeschrieben ist, sind der
Antrag auf Bewilligung des Armenrechtes, das
Armenrechtszeugnis und ein Protokoll, in das
die erforderlichen Angaben für die anzubrin-
gende Klage oder den sonstigen Schriftsatz auf-
zunehmen sind, dem Gerichte, das als zuständig
bezeichnet wird oder bei dem die Sache anhängig
ist, unmittelbar zu übersenden. Im Falle der Be-
willigung des Armenrechtes hat dieses Gericht
die nach Maßgabe seiner Rechtsvorschriften er-
forderlichen Verfügungen wegen Bestellung eines
Rechtsanwaltes für die arme Partei zur Anbrin-
gung der Klage, des sonstigen Schriftsatzes und
zur Vertretung bei der mündlichen Verhandlung
zu veranlassen.

A r t i k e l 9

Das einem Angehörigen der vertragschließen-
den Teile bewilligte Armenrecht erstreckt sich
auch auf die Rechtshilfe und Zustellung, die in
dieser Sache von einem Gericht eines der ver-
tragschließenden Teile vorgenommen wird.

A r t i k e l 10

Die Angehörigen eines der vertragschließenden
Teile, die im anderen ihren Wohnsitz haben,
stehen hinsichtlich der Befreiung von der Sicher-
stellung für die Prozeßkosten im Verfahren vor
den Gerichten des anderen vertragschließenden
Teiles dessen Angehörigen gleich.

3. ABSCHNITT

Beglaubigung und Urkunden

A r t i k e l 11

Die von einem Gericht oder einer Verwal-
tungsbehörde eines der vertragschließenden Teile
ausgestellten öffentlichen Urkunden, die mit der

amtlichen Unterschrift und dem Amtssiegel oder
Amtsstempel versehen sind, genießen auch vor
den Behörden des anderen vertragschließenden
Teiles die Beweiskraft öffentlicher Urkunden.
Dasselbe gilt sinngemäß für Notariatsakte.

A r t i k e l 12

Vor den Behörden des anderen vertragschlie-
ßenden Teiles bedürfen keiner weiteren Be-
glaubigung:

(1) Öffentliche Urkunden, die von einem Ge-
richt oder einer Verwaltungsbehörde eines der
vertragschließenden Teile ausgestellt und mit der
amtlichen Unterschrift und dem Amtssiegel oder
Amtsstempel versehen sind; dasselbe gilt sinn-
gemäß für Notariatsakte;

(2) die von den Funktionären der in Öster-
reich gesetzlich anerkannten Kirchen und Reli-
gionsgesellschaften als Altmatrikenführern aus-
gestellten und mit dem kirchlichen Siegel ver-
sehenen Geburts-, Heirats- und Sterbeurkunden;

(3) Privaturkunden, in denen die Echtheit der
Unterschrift von einem Gericht oder einem
öffentlichen Notar eines der vertragschließenden
Teile beglaubigt ist;

(4) Abschriften von Urkunden, deren Überein-
stimmung mit der Urschrift von einem Gericht
oder einem öffentlichen Notar eines der vertrag-
schließenden Teile beglaubigt ist.

A r t i k e l 13

Die von den Behörden eines der vertragschlie-
ßenden Teile ausgestellten und mit der amtlichen
Unterschrift und dem Amtssiegel oder Amts-
stempel versehenen Ehefähigkeitszeugnisse be-
dürfen zum Gebrauche vor den Behörden des
anderen Teiles keiner Bescheinigung über die Zu-
ständigkeit der ausstellenden Behörde.

4. ABSCHNITT

Vormundschaft und Pflegschaft

A r t i k e l 14

(1) Die vormundschafts- oder pflegschafts-
behördlichen Geschäfte über Angehörige des
einen vertragschließenden Teiles, die nach den
Rechtsvorschriften ihres Heimatstaates der Für-
sorge bedürfen und im Gebiete des anderen ihren
ständigen Aufenthalt haben oder nehmen, wer-
den von den Gerichten oder den sonst mit der
Führung dieser Geschäfte befaßten Behörden des
anderen vertragschließenden Teiles geführt.

(2) Das Recht des Staates, in dem der Ange-
hörige des anderen Staates seinen ständigen Auf-
enthalt hat, vormundschafts- oder pflegschafts-
behördliche Maßnahmen nach seinen Rechts-
vorschriften auch dann zu treffen, wenn eine
Fürsorgebedürftigkeit nach den Rechtsvorschrif-
ten des Heimatstaates nicht gegeben ist, bleibt
unberührt.
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(3) Die Führung der Vormundschafts- oder
pflegschaftsbehördlichen Geschäfte ist im Falle
des Abs. 1 auf Verlangen einer Vormundschafts-
oder Pflegschaftsbehörde des Heimatstaates des
Pflegebefohlenen dieser abzutreten.

A r t i k e l 15

Vorläufige und dringende vormundschafts-
oder pflegschaftsbehördliche Maßnahmen hin-
sichtlich der Angehörigen des einen vertragschlie-
ßenden Teiles können von den Behörden des
anderen auch dann getroffen werden, wenn diese
Angehörigen dor t nur ihren Aufenthalt haben
oder nehmen.

5. ABSCHNITT

Schlußbestimmungen

A r t i k e l 16

(1) Alle die Auslegung oder die Anwendung des
vorliegenden Vertrages betreffenden Meinungs-
verschiedenheiten, die im Wege diplomatischer
Verhandlungen nicht zu bereinigen sein sollten,
sind auf Verlangen eines der vertragschließenden
Teile einer Kommission zu unterbreiten, die be-
auftragt ist, eine Lösung des Streitfalles zu
suchen und die sich aus je einem Vertreter der
beiden Regierungen zusammensetzt.

(2) Für den Fall, als diese beiden Vertreter
nicht innerhalb dreier Monate, nachdem ihnen
die Meinungsverschiedenheit unterbreitet wurde,
zu einer Regelung kommen können, haben sie
einverständlich ein unter den Angehörigen eines
dritten Staates auszuwählendes Mitglied namhaft
zu machen. Mangels Einigung über die Auswahl
dieses Mitgliedes innerhalb einer Frist von zwei
Monaten kann der eine oder der andere Teil den
Präsidenten des Internationalen Gerichtshofes
ersuchen, die Namhaftmachung des dritten Mit-
gliedes der Kommission durchzuführen; diese hat
sodann die Aufgaben eines Schiedsgerichtes zu
versehen.

(3) Das Schiedsgericht entscheidet mit Stimmen-
mehrheit seiner Mitglieder; seine Entscheidung
ist endgültig und bindend.

A r t i k e l 17

Der vorliegende Vertrag ist zu ratifizieren;
die Ratifikationsurkunden sind sobald als mög-
lich in Wien auszutauschen. Der vorliegende Ver-
trag tr i t t am ersten Tag des dem Austausch der
Ratifikationsurkunden folgenden Monats in
Kraft.

A r t i k e l 18

Jeder der vertragschließenden Teile kann den
vorliegenden Vertrag unter Einhaltung einer
sechsmonatlichen Frist auf das Ende des Kalen-
derjahres kündigen.

ZU URKUND dessen haben die Bevollmäch-
tigten den vorliegenden Vertrag unterzeichnet
und mit ihrem Siegel versehen.

GESCHEHEN in doppelter Urschrift zu
Vaduz am ersten April eintausendneunhundert-
fünfundfünfzig.

Für die Republik Österreich:
Dr. Stephan Verosta m. p.

Dr. Ludwig Viktor Heller m. p.

Für das Fürstentum Liechtenstein:
Alexander Frick m. p.

Zusatzprotokoll zum Vertrag zwischen der
Republik Österreich und dem Fürstentum
Liechtenstein über Rechtshilfe, Beglaubigung,

Urkunden und Vormundschaft.

I. Zur Anwendung des Artikels 1:

a) Zu Abs. 1: Unter „fiskalischen Strafsachen"
sind solche zu verstehen, die devisenrechtliche,
zoll-, steuer- oder abgabenrechtliche Tatbestände
zum Gegenstande haben.

b) Zu Abs. 2: Es besteht Einverständnis dar-
über, daß die Bestimmung über den unmittel-
baren Verkehr der Gerichte miteinander nicht
dahin auszulegen ist, daß nicht auch andere Be-
hörden miteinander oder mit Gerichten des
anderen Teiles wie bisher unmittelbar verkehren
könnten.

II. Zur Anwendung der Artikel 11, 12 und 13:

Was unter „amtlicher Unterschrift" zu ver-
stehen ist, wird durch die innerstaatlichen Rechts-
vorschriften bestimmt.

GESCHEHEN in doppelter Urschrift zu
Vaduz am ersten April eintausendneunhundert-
fünfundfünfzig.

Für die Republik Österreich:
Dr. Stephan Verosta m. p.

Dr. Ludwig Viktor Heller m. p.

Für das Fürstentum Liechtenstein:
Alexander Frick m. p.

die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der Bundespräsident
diesen Vertrag nebst Zusatzprotokoll für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik
Österreich die gewissenhafte Erfüllung der darin enthaltenen Bestimmungen.
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Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Inneres, vom Bundesminister für Justiz
und vom Bundesminister für die Auswärtigen Angelegenheiten gegengezeichnet und mit dem
Staatssiegel der Republik Österreich versehen worden.

Geschehen zu Wien, den 13. März 1956.
Der Bundespräsident:

Körner

Der Bundeskanzler:
Raab

Der Bundesminister für Inneres:
Helmer

Der Bundesminister für Justiz:
Kapfer

Der Bundesminister für die Auswärtigen Angelegenheiten:
Figl

Der vorliegende Vertrag ist gemäß seinem Artikel 17 am 1. Oktober 1956 in Kraft getreten.

Raab

214.

Nachdem das am 7. Dezember 1955 in Vaduz unterzeichnete Abkommen zwischen der Re-
publik Österreich und dem Fürstentum Liechtenstein zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf
dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen sowie der Erbschaftssteuern samt
Schlußprotokoll, welches also lautet:

Abkommen zwischen der Republik Öster-
reich und dem Fürstentum Liechtenstein zur
Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem
Gebiete der Steuern vom Einkommen und
vom Vermögen sowie der Erbschaftssteuern.

Die Republik Österreich und das Fürstentum
Liechtenstein sind, von dem Wunsche geleitet,
auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen
und vom Vermögen sowie der Erbschaftssteuern
die Doppelbesteuerung zu vermeiden, überein-
gekommen, das nachstehende Abkommen abzu-
schließen. Zu diesem Zwecke haben zu ihren
Bevollmächtigten ernannt:
Der Bundespräsident der Republik Österreich:

den Sektionschef im Bundesministerium für
Finanzen Dr. Josef Stangelberger,

Seine Durchlaucht, der Regierende Fürst von
Liechtenstein:
den Regierungschef des Fürstentums Liechten-
stein Alexander Frick.
Die Bevollmächtigten haben, nachdem sie sich

ihre Vollmachten mitgeteilt und diese in guter
und gehöriger Form befunden haben, folgendes
vereinbart:

I. ABSCHNITT

Zweck und Umfang des Abkommens

A r t i k e l 1

(1) Dieses Abkommen soll den Steuerpflich-
tigen der beiden Staaten Schutz vor der Doppel-
besteuerung gewähren, die sich ergeben könnte
aus der gleichzeitigen Anwendung der österrei-
chischen und der liechtensteinischen Gesetze über
die ordentlichen und außerordentlichen Steuern:

a) vom Einkommen und vom Vermögen;
b) von Erbschaften beim Ableben einer Per-

son , die im Zeitpunkt ihres Todes in
einem der beiden Staaten ihren Wohnsitz
hatte.

(2) Als Steuern im Sinne dieses Abkommens
gelten:

a) vom Einkommen und vom Vermögen
solche Steuern, die auf Grund der österrei-
chischen oder der liechtensteinischen Ge-
setzgebung vom Gesamteinkommen oder
Teilen desselben und vom Gesamtvermögen
oder Teilen desselben erhoben werden, mit
Einschluß der Steuern vom Gewinn aus der
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Veräußerung beweglichen oder unbeweg-
lichen Vermögens (Kapital- und Liegen-
schaftsgewinn) sowie vom Wert- und
Vermögenszuwachs;

b) von Erbschaften solche Steuern, die auf
Grund der österreichischen oder liechten-
steinischen Gesetzgebung von Todes wegen
in Form von Erbanfall- oder Nachlaß-
steuern erhoben werden.

(3) Das Abkommen bezieht sich auf die für
Rechnung eines der beiden Staaten, der Bundes-
länder, Bezirke, Gemeinden und der Gemeinde-
verbände erhobenen, insbesondere auf die in den
Anlagen I (österreichische Gesetzgebung) und II
(liechtensteinische Gesetzgebung) angeführten
Steuern sowie auf künftige Steuern gleicher oder
ähnlicher Art, die neben diese oder an deren
Stelle treten. Das Abkommen gilt auch für
Steuern, die in Form von Zuschlägen erhoben
werden.

II. ABSCHNITT

Steuern vom Einkommen und vom Vermögen

A r t i k e l 2

(1) Soweit dieses Abkommen nichts anderes
anordnet, werden Einkommen und Vermögen
nur in dem Staate besteuert, in dem die Per-
son, der das Einkommen zufließt oder das Ver-
mögen zusteht, ihren Wohnsitz hat.

(2) Wohnsitz im Sinne dieses Abkommens hat
eine natürliche Person da, wo sie eine ständige
Wohnung hat und regelmäßig verweilt. Unter
mehreren derartigen Orten gilt derjenige als
Wohnsitz, zu dem die stärksten persönlichen
und wirtschaftlichen Beziehungen bestehen
(Mittelpunkt der Lebensinteressen). Ist ein
solcher Mittelpunkt der Lebensinteressen nicht
im gegenseitigen Einvernehmen feststellbar, so
bestimmt sich der Wohnsitz nach Absatz 3.

(3) Liegen die Voraussetzungen des Absatzes 2
in keinem der beiden Staaten vor, so gilt als
Wohnsitz einer natürlichen Person der Or t ihres
dauernden Aufenthaltes. Einen dauernden Auf-
enthalt im Sinne dieser Bestimmung hat jemand
da, wo er sich unter Umständen aufhält, die auf
die Absicht schließen lassen, dort nicht nur vor-
übergehend zu verweilen. Ist in beiden oder in
keinem der beiden Staaten ein dauernder Auf-
enthalt gegeben, so werden sich die obersten
Verwaltungsbehörden von Fall zu Fall verstän-
digen.

(4) Bei Anwendung dieses Abkommens be-
stimmt sich der Wohnsitz (Sitz) der juristischen
Personen sowie der Personengesellschaften und
Personenvereinigungen ohne juristische Persön-
lichkeit nach der Steuergesetzgebung jedes der
beiden Staaten. Ergibt sich daraus ein Sitz in
jedem der beiden Staaten, so ist der Or t der
wirklichen Leitung entscheidend.

A r t i k e l 3

(1) Unbewegliches Vermögen (einschließlich des
Zubehörs sowie des einem land- oder forstwirt-
schaftlichen Betrieb dienenden lebenden und
toten Inventars) und Einkünfte daraus (mit
Einschluß des Ertrages aus land- oder forstwirt-
schaftlichen Betrieben) werden nur in dem
Staate besteuert, in dem sich dieses Vermögen
befindet.

(2) Berechtigungen, auf welche die privatrecht-
lichen Vorschriften über Grundstücke Anwen-
dung finden, und Nutzungsrechte an unbeweg-
lichem Vermögen sowie die Rechte auf feste
oder veränderliche Vergütungen für die Nutzung
von Mineralvorkommen, Ölquellen und anderen
Bodenschätzen (zum Beispiel Erdölbruttoanteile)
sind dem unbeweglichen Vermögen gleichzu-
stellen.

(3) Hypothekarisch (grundpfändlich) sicherge-
stellte Forderungen sowie Einkünfte daraus
werden nur in dem Staate besteuert, in dem das
belastete Grundstück liegt. Jedoch findet die
Bestimmung von Artikel 2 Absatz 1 Anwen-
dung:

a) auf hypothekarisch sichergestellte Anlei-
hensobligationen und auf Einkünfte aus
solchen Forderungen;

b) auf hypothekarisch sichergestellte Forde-
rungen, die einem Unternehmen der in
Artikel 4 bezeichneten Art zustehen, und
auf Einkünfte aus solchen Forderungen, es
sei denn, die Forderung bilde Bestandteil
des Betriebsvermögens einer Betriebsstätte,
die sich in dem Staate befindet, in welchem
das belastete Grundstück liegt.

(4) Was als unbewegliches Vermögen oder als
Zubehör gilt und was als dem unbeweglichen
Vermögen gleichgestellte Berechtigung oder als
Nutzungsrecht anzusehen ist, beurteilt sich nach
den Gesetzen des Staates, in dem der Gegenstand
liegt.

(5) Den Regeln dieses Artikels unterliegt auch
das unbewegliche Vermögen von Unternehmen
der in den Artikeln 4 und 5 bezeichneten Art.

A r t i k e l 4

(1) Unternehmen von Handel, Industrie und
Gewerbe jeder Art sowie Einkünfte daraus, mit
Einschluß der bei der Veräußerung des Unter-
nehmens oder eines Teiles davon erzielten Ge-
winne, werden nur in dem Staate besteuert, in
dessen Gebiet das Unternehmen eine Betriebs-
stätte hat. Dies gilt auch dann, wenn das Unter-
nehmen seine Tätigkeit auf das Gebiet des
anderen Staates erstreckt, ohne dort eine Be-
triebsstätte zu haben.

(2) Betriebsstätte im Sinne dieses Abkommens
ist eine ständige Geschäftseinrichtung des Unter-
nehmens, in der die Tätigkeit dieses Unter-
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nehmens ganz oder teilweise ausgeübt wird. Als
Betriebsstätten sind insbesondere anzusehen: der
Sitz des Unternehmens, der O r t der Leitung,
die Zweigniederlassungen, die Fabrikations- und
Werkstätten, die Verkaufsstellen, die Waren-
lager und andere Handelsstätten, die den
Charakter einer ständigen Geschäftseinrichtung
haben, sowie ständige Vertretungen.

(3) Unterhäl t das Unternehmen Betriebs-
stätten in beiden Staaten, so wird jeder Staat
nur das Vermögen besteuern, das der auf seinem
Gebiete befindlichen Betriebsstätte dient, und
nur die Einkünfte, die durch diese Betriebsstätte
erzielt werden.

(4) Wie Unternehmen im Sinne des Absatzes 1
sind auch offene oder stille Beteiligungen an
einem gesellschaftlichen Unternehmen zu behan-
deln, mit Ausnahme der Beteiligungen in Form
von Aktien, Kuxen, Genußscheinen, Obliga-
tionen mit Gewinnbeteiligung, sonstigen Wert-
papieren sowie der Anteile an Genossenschaften
und Gesellschaften mit beschränkter Haftung
und sonstiger Beteiligungen an Unternehmen
mit juristischer Persönlichkeit.

A r t i k e l 5

Eisenbahnunternehmen eines der beiden Staa-
ten, die ihren Betrieb auf das Gebiet des anderen
Staates ausdehnen, werden nur in dem Staate
besteuert, in dem sich der Sitz des Unterneh-
mens befindet.

A r t i k e l 6

(1) Einkünfte aus freien Berufen von Personen,
die in einem der beiden Staaten ihren Wohnsitz
haben, werden im anderen Staate nur insoweit
besteuert, als der Erwerbende dor t seine Berufs-
tätigkeit unter Benützung einer ihm regelmäßig
zur Verfügung stehenden ständigen Einrichtung
ausübt.

(2) Die in einem der beiden Staaten durch selb-
ständige Berufsausübung erzielten Einkünfte von
(Bühnen-, Radio-, Fernseh-, Film-)Schauspielern,
Musikern, Artisten, Sportlern u. dgl. werden
jedoch in diesem Staate ohne Rücksicht darauf
besteuert, ob der Erwerbstätige hier eine der
Berufsausübung dienende und ihm regelmäßig
zur Verfügung stehende ständige Einrichtung
benützt.

(3) Das in ständigen Einrichtungen angelegte,
der Ausübung eines freien Berufes dienende be-
wegliche Vermögen sowie die bei seiner Ver-
äußerung erzielten Gewinne unterliegen der Be-
steuerung nur in dem Staate, in dem sich diese
Einrichtungen befinden.

A r t i k e l 7

(1) Einkünfte aus unselbständiger Erwerbs-
tätigkeit werden vorbehaltlich der Artikel 8

und 9 nur in dem Staate besteuert, in dessen
Gebiet die persönliche Tätigkeit ausgeübt wird,
aus der sie herrühren.

(2) Häl t sich eine in einem der beiden Staaten
angestellte Person aus beruflichen Gründen vor-
übergehend, aber jeweils nicht länger als ein Jahr,
im Gebiete des anderen Staates auf, so wird sie
hier von der Steuer vom Arbeitseinkommen
befreit, selbst wenn diese Steuer an der Quelle
erhoben wird, sofern die Erwerbstätigkeit für
Rechnung eines Arbeitgebers ausgeübt wird, der
in diesem Staate weder einen Wohnsitz noch eine
Betriebsstätte hat. In diesem Falle steht das
Besteuerungsrecht dem Staate zu, in dem die
Person angestellt ist.

(3) Auf Grund früherer Dienstleistungen einer
unselbständig erwerbstätigen Person gewährte
Ruhegelder, Witwen-, Waisenpensionen und
andere Bezüge oder geldwerte Vorteile werden
vorbehaltlich Artikel 8 nur in dem Staate be-
steuert, in dem der Empfänger seinen W o h n -
sitz hat.

(4) Einkünfte aus unselbständiger Erwerbs-
tätigkeit solcher Personen, die in dem einen Staat
in der Nähe der Grenze ihren Wohnsi tz und im
anderen Staat in. der Nähe der Grenze ihren
Arbeitsort haben (Grenzgänger), werden in dem
Staate besteuert, in dem der Steuerpflichtige
seinen Wohnsitz hat.

A r t i k e l 8

(1) Besoldungen, Löhne, Ruhegehälter, Wi t -
wen- oder Waisenpensionen sowie andere Ver-
gütungen, die einer der beiden Staaten mit Rück-
sicht auf gegenwärtige oder frühere Dienst- oder
Arbeitsleistungen auszahlt, werden nur im
Schuldnerstaat besteuert. Dies gilt auch dann,
wenn solche Vergütungen von einem Bundes-
land, einem Bezirk, einer Gemeinde, einem Ge-
meindeverband oder einer anderen juristischen
Person des öffentlichen Rechts eines der beiden
Staaten gewährt werden.

(2) Absatz 1 gilt auch für Bezüge, die aus der
gesetzlichen Sozialversicherung gezahlt werden.

(3) Ob eine juristische Person eine solche des
öffentlichen Rechts sei, wird nach den Gesetzen
des Staates entschieden, in dem sie errichtet ist.

A r t i k e l 9

(1) Tantiemen, Sitzungsgelder und andere ähn-
liche Vergütungen, die an Mitglieder des Ver-
waltungs- oder Aufsichtsrates von Aktiengesell-
schaften, Kommanditaktiengesellschaften, Gesell-
schaften mi t beschränkter Haftung, Genossen-
schaften oder anderen Unternehmen mit juri-
stischer Persönlichkeit sowie an Geschäftsführer
von Gesellschaften mit beschränkter Haftung in
dieser Eigenschaft gezahlt werden, unterliegen
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der Steuer nur in dem Staate, in dem die aus-
zahlende Gesellschaft ihren Wohnsitz (Sitz) hat.

(2) Vergütungen für Dienstleistungen, welche
die in Absatz 1 bezeichneten Personen tatsächlich
in anderer Eigenschaft beziehen, werden nach
Artikel 6 oder 7 besteuert.

A r t i k e l 10

(1) Die Befugnis jedes der beiden Staaten, Ein-
künfte aus beweglichem Kapitalvermögen im
Abzugswege an der Quelle zu besteuern, wird
vorbehaltlich Absatz 2 nicht dadurch beschränkt,
daß solche Einkünfte der Besteuerung nur im
Staate des Wohnsitzes des Einkommensempfän-
gers (Artikel 2 Absatz 1) unterliegen.

(2) Die Steuer von Einkünften aus beweglichem
Kapitalvermögen, die einer der beiden Staaten
im Abzugswege an der Quelle erhebt, kann von
im anderen Staate wohnhaften Einkommens-
empfängern innerhalb von zwei Jahren auf
Grund einer amtlichen Bescheinigung des W o h n -
sitzstaates über den Wohnsi tz und die Heran-
ziehung zu den Steuern mit dem Betrag zurück-
gefordert werden, der 5 % der Kapitalerträge
übersteigt.

III. A B S C H N I T T

Erbschaftssteuern

A r t i k e l 11

(1) Unbewegliches Vermögen (einschließlich des
Zubehörs sowie des einem land- oder forstwirt-
schaftlichen Betrieb dienenden lebenden und
toten Inventars) ist den Erbschaftssteuern nur
in dem Staate unterworfen, in dem sich dieses
Vermögen befindet. Artikel 3 Absätze 2 bis 5
finden entsprechende Anwendung.

(2) Das in Unternehmen von Handel , Industrie
und Gewerbe jeder Ar t angelegte bewegliche
Vermögen unterliegt den Erbschaftssteuern nur
in dem Staate, in dem das Unternehmen eine
Betriebsstätte hat. Die Bestimmungen des
Artikels 4 finden entsprechende Anwendung.

(3) Das in ständigen Einrichtungen angelegte,
der Ausübung eines freien Berufes in einem der
beiden Staaten dienende bewegliche Vermögen
unterliegt den Erbschaftssteuern nur in dem
Staate, in dem sich diese Einrichtungen befinden.

A r t i k e l 12

(1) Das nicht nach Artikel 11 zu behandelnde
Nachlaßvermögen unterliegt den Erbschafts-
steuern nur in dem Staate, in dem der Erblasser
im Zei tpunkt seines Todes seinen Wohnsitz
hatte.

(2) Für den Begriff des Wohnsitzes sind die
Bestimmungen des Artikels 2 Absätze 2 und 3
maßgebend.

A r t i k e l 13

Nachlaßschulden werden im Verhältnis der in
jedem Staate der Steuer unterliegenden Teile der
rohen Nachlaßaktiven zum gesamten vom Erb-
lasser hinterlassenen Rohvermögen in Abzug
gebracht.

IV. ABSCHNITT

Schlußbestimmungen

A r t i k e l 14

(1) Legt ein Steuerpflichtiger dar, daß die Maß-
nahmen der Steuerbehörden in den beiden
Staaten für ihn die Wirkung einer Besteuerung
haben, die den Grundsätzen dieses Abkommens
widerspricht, so kann er dagegen beim Staate
seines Wohnsitzes Einspruch erheben. Wird der
Einspruch für begründet erachtet, so soll die
oberste Verwaltungsbehörde dieses Staates, wenn
sie auf ihren eigenen Steueranspruch nicht ver-
zichten will, mit der obersten Verwaltungs-
behörde des anderen Staates eine Verständigung
versuchen, um in billiger Weise eine Doppel-
besteuerung zu vermeiden.

(2) Zur Beseitigung von Doppelbesteuerungen
in Fällen, die in diesem Abkommen nicht geregelt
sind, sowie auch in Fällen von Schwierigkeiten
oder Zweifeln bei der Auslegung oder Anwen-
dung dieses Abkommens werden sich die
obersten Verwaltungsbehörden der beiden
Staaten verständigen.

A r t i k e l 15

Dieses Abkommen, das in zwei Urschriften
ausgefertigt ist, soll ratifiziert und die Rati-
fikationsurkunden sollen baldmöglichst in Wien
ausgetauscht werden.

A r t i k e l 16

Dieses Abkommen tr i t t mit dem Austausch
der Ratifikationsurkunden in Kraft; seine Be-
stimmungen finden erstmals Anwendung:

a) auf die Steuern vom Einkommen und Ver-
mögen, die für die Zeit nach dem 31. De-
zember 1955 erhoben werden,

b) auf die im Abzugswege an der Quelle
erhobenen Steuern von Einkünften aus
beweglichem Kapitalvermögen, die im
Kalenderjahre 1956 fällig werden,

c) auf die Erbschaftssteuern von Nachlässen
der Personen, die nach dem Austausch der
Ratifikationsurkunden sterben.

A r t i k e l 17

Dieses Abkommen bleibt in Kraft, solange es
nicht von einem der beiden Staaten gekündigt
worden ist. Jeder der beiden Staaten kann das
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Abkommen oder einen der Abschnitte II oder III
unter Einhaltung einer sechsmonatigen Frist auf
das Ende des betreffenden Kalenderjahres kün-
digen. In diesem Falle wird das Abkommen letzt-
mals angewendet:

a) auf die nicht unter lit. b fallenden Steuern
vom Einkommen und vom Vermögen, die
für die Zeit vor Ablauf des Kalenderjahres,
auf dessen Ende die Kündigung erfolgt ist,
erhoben werden;

b) auf die im Abzugswege an der Quelle
erhobenen Steuern von Einkünften aus
beweglichem Kapitalvermögen, die wäh-
rend des Kalenderjahres fällig werden, auf
dessen Ende die Kündigung erfolgt ist;

c) auf die Erbschaftssteuern von Nachlässen
der Personen, die vor Ablauf des Kalender-
jahres sterben, auf dessen Ende die Kün-
digung erfolgt ist.

Zu Urkund dessen haben die Bevollmäch-
tigten der beiden Staaten dieses Abkommen
unterzeichnet und mit Siegeln versehen.

Gegeben in doppelter Urschrift zu Vaduz,
den 7. Dezember 1955.

Für die Republik Österreich:

Dr. J. Stangelberger

Für das Fürstentum Liechtenstein:

A. Frick

Schlußprotokoll

Bei der Unterzeichnung des heute zwischen
der Republik Österreich und dem Fürstentum
Liechtenstein abgeschlossenen Abkommens zur
Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem
Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom
Vermögen sowie der Erbschaftssteuern haben die
unterzeichneten Bevollmächtigten folgende über-
einstimmende Erklärungen abgegeben, die einen
integrierenden Bestandteil des Abkommens
bilden:

Z u A r t i k e l 1

(1) Die in den Anlagen I und II enthaltene
Aufzählung der Steuern, auf die das Abkommen
Anwendung findet, ist nicht abschließend. Die
obersten Verwaltungsbehörden der beiden
Staaten, das sind österreichischerseits das Bundes-
ministerium für Finanzen und liechtensteinischer-
seits die Regierung des Fürstentums Liechten-
stein, werden sich am Ende jedes Jahres die in
der Steuergesetzgebung eingetretenen Ände-
rungen mitteilen.

(2) Allfällige Zweifel über die Frage, auf welche
Steuern das Abkommen Anwendung zu finden

habe, werden die obersten Verwaltungsbehörden
der beiden Staaten im Einvernehmen klären.

(3) Das Abkommen findet keine Anwendung
auf die Besteuerung von Schenkungen und von
solchen Zweckzuwendungen unter Lebenden, die
nicht der Erbschaftssteuer unterliegen; vorbe-
halten bleibt die Verständigung nach Artikel 14
Absatz 2.

(4) Durch die Bestimmungen dieses Abkommens
erfahren die Begünstigungen, die den Steuer-
pflichtigen nach der Gesetzgebung jedes der
beiden Staaten oder auf Grund von zwischen-
staatlichen Abmachungen zukommen, keine Ein-
schränkung.

Z u A r t i k e l 2

(1) Einkünfte aus der Veräußerung oder Ver-
leihung von Lizenzen zur Verwertung von
literarischen, musikalischen und künstlerischen
Urheberrechten, ferner von gewerblichen Ur-
heberrechten (Patent-, Marken-, Muster- und
Modellrechten, technischen Konstruktionen, tech-
nischen Verfahren, Formeln, Rezepten u. dgl.)
werden vorbehaltlich Artikel 4 nach Artikel 2
Absatz 1 besteuert. Dasselbe gilt für das aus
solchen Rechten bestehende Vermögen.

(2) Die Bestimmungen des Absatzes 1 finden
auf Vergütungen aus Filmverleih so lange An-
wendung, als solche Vergütungen im Fürstentum
Liechtenstein im Verhältnis zu Österreich keiner
Besteuerung an der Quelle unterliegen.

(3) Bei Steuerpflichtigen, die ihren Wohnsitz
endgültig von dem einen in den anderen Staat
verlegt haben, endet die Steuerpflicht, soweit sie
an den Wohnsitz anknüpft, in dem ersten Staate
mit dem Ende des Kalendermonats, in dem die
Wohnsitzverlegung vollzogen ist. Die Steuer-
pflicht beginnt, soweit sie an den Wohnsitz an-
knüpft, im andern Staate mit dem Beginn des
auf die Wohnsitzverlegung folgenden Kalender-
monats.

(4) Studierende, Lehrlinge und Praktikanten,
die sich in einem der beiden Staaten nur zu
Studien- oder Ausbildungszwecken aufhalten,
werden von diesem Staate wegen der Bezüge, die
sie von Angehörigen, von Stipendienfonds oder
ähnlichen Einrichtungen mit Wohnsitz (Sitz) im
andern Staate in Form von Unterhalts-, Stu-
dien- oder Ausbildungsgeldern empfangen,
keiner Besteuerung unterworfen.

Z u A r t i k e l n 2—9

(1) Einkünfte, die nach den Bestimmungen
dieses Abkommens der Besteuerung in einem
der beiden Staaten unterliegen, dürfen im
andern Staate auch nicht durch Abzug an der
Quelle besteuert werden. Vorbehalten bleiben
Artikel 10 sowie Absatz 2 des Schlußprotokolls
zu Artikel 2.
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(2) Dieses Abkommen beschränkt nicht die
Befugnis der beiden Staaten, die Steuern auf den
ihnen zur ausschließlichen Besteuerung zuge-
wiesenen Teilen eines Einkommens oder Ver-
mögens zu den dem Gesamteinkommen oder
Gesamtvermögen des Steuerpflichtigen ent-
sprechenden Sätzen zu berechnen.

Z u A r t i k e l 3

Die Bestimmungen von Artikel 3 gelten
sowohl für die durch unmittelbare Verwaltung
und Nutzung als auch für die durch Vermietung,
Verpachtung oder jede andere Ar t der Nutzung
des unbeweglichen Gutes erzielten Einkünfte.
Das gleiche gilt für feste oder veränderliche Ver-
gütungen für die Nutzung von Mineralvor-
kommen, Ölquellen und anderen Bodenschätzen,
des weiteren für Einkünfte, die bei der Ver-
äußerung von unbeweglichem Vermögen, ge-
gebenenfalls mit Einschluß des mitveräußerten
Zubehörs oder des mitveräußerten, einem land-
oder forstwirtschaftlichen Betriebe dienenden
lebenden und toten Inventars, erzielt werden.

Z u A r t i k e l 4

(1) Zur Erstellung eines bestimmten Werkes
errichtete und nur diesem Zwecke dienende Bau-
stellen begründen keine Betriebsstätte, wenn die
Ausführung des Werkes nicht länger als zwei
Jahre dauert.

(2) Unter den Begriff der Betriebsstätte im
Sinne von Artikel 4 fällt nicht das Unterhalten
von Geschäftsbeziehungen lediglich durch einen
völlig unabhängigen, selbständig auftretenden
und im eigenen Namen handelnden Vertreter
(Kommissionär, Makler u. dgl.). Das gleiche gilt
für das Unterhal ten eines Vertreters, der zwar
ständig für ein Unternehmen des einen Staates
in dem Gebiete des anderen Staates tätig ist,
aber lediglich Geschäfte vermittelt , ohne zum
Abschluß von Geschäften im Namen und für
Rechnung des Vertretenen bevollmächtigt zu
sein (Vermittlungsagent).

(3) Die Tatsache, daß ein Vertreter im Sinne
von Absatz 2 ein Muster-, Konsignations- oder
Auslieferungslager des vertretenen Unter-
nehmens unterhält , begründet für dieses keine
Betriebsstätte in dem Staat, in dem der Vertreter
tätig ist, es sei denn, daß die durch einen Ver-
mittlungsagenten (Absatz 2) empfangenen Be-
stellungen in der Regel aus einem solchen von
ihm selbst verwalteten Lager ausgeführt werden.

(4) Die Lagerung von Waren eines Unter-
nehmens des einen Staates bei einem solchen des
anderen Staates zum Zwecke der Verarbeitung
und nachherigen Versendung sowie die Ver-
arbeitung selbst und die Versendung durch den
Verarbeiter begründen keine Betriebsstätte des
auftraggebenden Unternehmens im Sinne von

Artikel 4 Absatz 2. Auch in Fällen dieser A r t
wird jedoch eine Betriebsstätte des auftraggeben-
den Unternehmens begründet, wenn dieses beim
Verarbeiter eine ständige Geschäftseinrichtung
unterhält.

(5) Die Beteiligung an einem gesellschaftlichen
Unternehmen durch den Besitz von Aktien,
Kuxen, Genußscheinen, Obligationen mit Ge-
winnbeteiligung, sonstigen Wertpapieren sowie
von Anteilen an Genossenschaften und Gesell-
schaften mit beschränkter Haftung und an
sonstigen Unternehmen mit juristischer Persön-
lichkeit begründet für den Besitzer eine Betriebs-
stätte auch dann nicht, wenn mit dem Besitz ein
Einfluß auf die Leitung des Unternehmens ver-
bunden ist (zum Beispiel Verhältnis von Mutter-
zu Tochtergesellschaft).

(c) Sind im Sinne von Artikel 4 Absatz 3
Betriebsstätten in beiden Staaten vorhanden, so
soll ein angemessener Anteil an den allgemeinen
Unkosten des Hauptsitzes auf die Ergebnisse der
verschiedenen Betriebsstätten angerechnet wer-
den. Zu diesem Zwecke sollen bei der Fest-
setzung der Gewinne einer Betriebsstätte alle
billigerweise der Betriebsstätte zurechenbaren
Auslagen mit Einschluß von Geschäftsführungs-
und allgemeinen Verwaltungsunkosten zum Ab-
zuge zugelassen werden.

(7) Das besteuerte Einkommen darf nicht höher
sein als der Betrag der von der Betriebsstätte
erzielten Gewinne aus Industrie, Handel oder
Gewerbe, gegebenenfalls einschließlich der Ge-
winne oder des Nutzens, die mittelbar aus der
Betriebsstätte gezogen oder Aktionären, son-
stigen Beteiligten oder diesen nahestehenden
Personen zugewendet oder gewährt worden sind,
sei es durch Festsetzung unangemessener Preise,
sei es durch eine andere Begünstigung, die einem
Dritten nicht zugestanden worden wäre.

(8) Wenn ein Unternehmen in einem der
beiden Staaten vermöge seiner Beteiligung an
der Verwaltung oder am Kapital eines Unter-
nehmens im andern Staate diesem Unternehmen
in den gegenseitigen geschäftlichen oder finan-
ziellen Beziehungen andere Bedingungen gewährt
oder auferlegt, als sie einem fremden U n t e r -
nehmen gewährt würden, so können alle Ge-
winne, die ordentlicherweise in der Bilanz eines
der Unternehmen zu erscheinen hätten, jedoch
in der genannten Weise auf das andere Unter -
nehmen übertragen worden sind, unter Vor-
behalt der einschlägigen Rechtsmittel und des
Verständigungsverfahrens nach Artikel 14, den
der Steuer unterliegenden Gewinnen des ersten
Unternehmens zugerechnet werden.

(9) Die obersten Verwaltungsbehörden werden
von Fall zu Fall oder für bestimmte Gruppen
von Fällen über die Teilung der Besteuerungs-
zuständigkeit gemäß Artikel 4 Absatz 3 beson-
dere Vereinbarungen treffen.
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Z u A r t i k e l 6

Als freier Beruf gilt jede selbständige Erwerbs-
tätigkeit, wie die wissenschaftliche, künstlerische,
unterrichtende oder erzieherische und die selb-
ständige Erwerbstätigkeit der Ärzte, Rechts-
anwälte, Architekten, Ingenieure, Wirtschafts-
treuhänder, Bücherrevisoren, Steuerberater und
Patentanwälte.

Z u A r t i k e l 7

Artikel 7 Absatz 1 gilt nicht für Studenten,
die in dem einen Staat ihren Wohnsitz haben
und gegen Entgelt bei einem Unternehmen in
dem anderen Staate nicht länger als sechs Monate
während eines Kalenderjahres beschäftigt werden,
um die notwendige praktische Ausbildung zu er-
halten (Ferialpraktikanten).

Z u A r t i k e l 8

Regelmäßig wiederkehrende Bezüge oder
Unterstützungen, die von den Österreichischen
Bundesbahnen an liechtensteinische Staatsange-
hörige, die ihren ausschließlichen Wohnsitz in
Liechtenstein haben, mit Rücksicht auf ihre
gegenwärtige oder frühere Dienst- oder Arbeits-
leistung gewährt werden (Besoldungen, Löhne,
Ruhe- oder Versorgungsgenüsse u. dgl.), unter-
liegen der Besteuerung nur in Liechtenstein.

Z u A r t i k e l 10

(1) Der Ausdruck „Einkünfte aus beweglichem
Kapitalvermögen" umfaßt sowohl die Einkünfte
aus Wertpapieren (wie Anleihens-, Gewinn- und
anderen Obligationen mit oder ohne Grund-
pfandsicherheit, Rentenschuldverschreibungen,
Pfandbriefen, Grundpfandtiteln, Aktien, Kuxen,
Genußaktien, Genußscheinen, Gründeranteilen
oder anderen Gesellschaftsanteilen in Wer t -
papierform) als auch diejenigen aus Darlehen,
Depositen, Barkautionen und ähnlichen Kapital-
guthaben sowie aus Anteilen an Genossen-
schaften, Gesellschaften mit beschränkter Haf-
tung und anderen Unternehmen mit juristischer
Persönlichkeit.

(2) Eine Steuer von Einkünften aus beweg-
lichem Kapitalvermögen gilt als im Sinne von
Artikel 10 durch Abzug an der Quelle erhoben,
wenn sie der Ertragsschuldner zu Lasten des Er-
tragsberechtigten entrichtet.

(3) Der in Artikel 10 Absatz 2 vorgesehene
Rückerstattungsantrag muß innerhalb von zwei
Jahren gestellt werden. Diese Frist gilt als ein-
gehalten, wenn der Antrag bei der zuständigen
Behörde des Wohnsitzstaates des Antragstellers
innerhalb von zwei Jahren nach Ablauf des
Kalenderjahres eingeht, in dem die der Steuer
unterliegende Leistung fällig geworden ist.

(4) Die obersten Verwaltungsbehörden der
beiden Staaten werden sich über das Rückerstat-
tungsverfahren, insbesondere über die Form des

Rückerstattungsantrages, über die Ar t der vom
Antragsteller beizubringenden Ausweise und
Bescheinigungen sowie über die zur Verhinde-
rung der mißbräuchlichen Geltendmachung von
Rückerstattungsansprüchen zu treffenden Maß-
nahmen verständigen.

(5) Bezüglich der Ansprüche, die nach Ar-
tikel 10 Absatz 2 den Angehörigen diploma-
tischer oder konsularischer Vertretungen sowie
den internationalen Organisationen, ihren Orga-
nen und Funktionären zustehen, gilt folgendes:

a) wer als Angehöriger einer diplomatischen
oder konsularischen Vertretung eines der
beiden Staaten im anderen Staat oder in
dri t ten Staaten residiert und die Staatsange-
hörigkeit seines Absendestaates besitzt, gilt
als im Absendestaat wohnhaft, sofern er
hier zur Entrichtung von Steuern vom be-
weglichen Kapitalvermögen u n d dessen Er-
trag, der im anderen Staat einer im Ab-
zugsweg an der Quelle erhobenen Steuer
unterliegt, herangezogen wird;

b) internationale Organisationen, ihre Organe
und Beamten sowie das Personal diploma-
tischer oder konsularischer Vertretungen
drit ter Staaten, die in einem der beiden
Staaten wohnen oder residieren und hier
von der Entrichtung von Steuern auf be-
weglichem Kapitalvermögen oder dessen
Ertrag befreit sind, haben keinen Anspruch
auf Entlastung von den im anderen Staat
im Abzugsweg an der Quelle erhobenen
Steuern.

(6) Der steuererhebende Staat räumt den die
Entlastung von der Abzugssteuer beanspruchen-
den Personen die gleichen Rechtsmittel ein wie
seinen eigenen Steuerpflichtigen.

(7) In der Gesetzgebung des steuererhebenden
Staates begründete Ansprüche auf Rückerstattung
der Quellensteuern bleiben unberühr t . Ihre
Geltendmachung richtet sich ausschließlich nach
der Gesetzgebung des steuererhebenden Staates.

Z u A r t i k e l 11

Die Bestimmungen des Schlußprotokolls zu
den Artikeln 3 und 4 finden auf Artikel 11 ent-
sprechend Anwendung.

Z u A r t i k e l 1 1 u n d 1 2

Dieses Abkommen beschränkt nicht die Befug-
nis der beiden Staaten, die Erbschaftssteuern auf
den ihnen zur ausschließlichen Besteuerung zu-
gewiesenen Teilen eines Nachlasses nach dem
Satze zu berechnen, der Anwendung fände, wenn
der ganze Nachlaß oder Erwerb von Todes
wegen in diesem Staate der Steuer unterläge.

Z u A r t i k e l 14

(1) Die Einleitung des Verfahrens nach Ar-
tikel 14 Absatz 1 ist einerseits von der Erschöp-
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fung des Rechtsweges durch den Steuerpflichtigen
nicht abhängig und hindert anderseits den
Steuerpflichtigen nicht an der Geltendmachung
der gesetzlichen Rechtsmittel.

(2) Der Steuerpflichtige soll seinen Einspruch
nach Artikel 14 Absatz 1 in der Regel innerhalb
Jahresfrist nach Ablauf des Kalenderjahres er-
heben, in dem er, sei es durch Zustellung von
Steuerrechnungen (Steuerbescheiden) oder durch
Eröffnung anderer amtlicher Verfügungen,
Kenntnis vom Bestehen einer Doppelbesteue-
rung erhalten hat.

Zu A r t i k e l 16

Für die Steuern, die für die Zeit bis zum
31. Dezember 1955 erhoben werden, sind die Be-
stimmungen des am 28. Juni 1950 vereinbarten
Gegenrechtsverhältnisses zum Zwecke der Ver-
meidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete
der direkten Steuern und der einmaligen Ab-
gaben vom Vermögenszuwachs und vom Ver-
mögen anzuwenden.

Gegeben in doppelter Urschrift zu Vaduz, den
7. Dezember 1955.

Für die Republik Österreich:

Dr. J. Stangelberger

Für das Fürstentum Liechtenstein:

A. Frick

Anlage I

( Ö s t e r r e i c h i s c h e S t e u e r -
g e s e t z g e b u n g )

Das Abkommen bezieht sich insbesondere auf
die folgenden österreichischen Steuern:

a) Einkommensteuer,
b) Körperschaftsteuer,
c) Vermögensteuer,
d) Beitrag vom Einkommen zur Förderung

des Wohnbaues und für Zwecke des Fa-
milienlastenausgleichs,

e) Aufsichtsratsabgabe,
f) Gewerbesteuer,
g) Grundsteuer,
h) Erbschaftssteuer.

Anlage II

( L i e c h t e n s t e i n i s c h e S t e u e r -
g e s e t z g e b u n g )

Das Abkommen bezieht sich insbesondere auf
die folgenden liechtensteinischen Steuern:

a) Erwerbssteuer,
b) Gesellschaftssteuer,
c) Vermögenssteuer,
d) Couponsteuer,
e) Nachlaß- und Erbanfallsteuer.

die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der Bundespräsident
dieses Abkommen für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich die gewissen-
hafte Erfüllung der in diesem Abkommen enthaltenen Bestimmungen.

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Finanzen und vom Bundesminister für die
Auswärtigen Angelegenheiten gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel der Republik Österreich
versehen worden.

Geschehen zu Wien, den 30. August 1956.

Der Bundespräsident:
Körner

Der Bundeskanzler:
Raab

Der Bundesminister für Finanzen:
Kamitz

Der Bundesminister für die Auswärtigen Angelegenheiten:
Figl

Das vorliegende Abkommen ist gemäß seinem Artikel 16 am 26. September 1956 in Kraft
getreten.

Raab
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2 1 5 . Vereinbarung zwischen dem öster-
reichischen Bundesministerium für Finanzen
und der Regierung des Fürstentums Liech-
tenstein über die Durchführung der Rück-
erstattung der im Abzugswege an der
Quelle erhobenen Steuern von Einkünften

aus beweglichem Kapitalvermögen.

Das Bundesministerium für Finanzen in Wien
und

Die Regierung des Fürstentums Liechtenstein

haben, in Ausführung von Absatz 4 des
Schlußprotokolls zu Artikel 10 des am 7. De-
zember 1955 abgeschlossenen Abkommens zwi-
schen der Republik Österreich und dem
Fürstentum Liechtenstein zur Vermeidung der
Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der
Steuern vom Einkommen und vom Vermögen
sowie der Erbschaftssteuern (im folgenden „Ab-
kommen" genannt), folgendes vereinbart:

Artikel 1

(1) Als im Abzugswege an der Quelle er-
hobene Steuern von Einkünften aus beweg-
lichem Kapitalvermögen im Sinne von Ar-
tikel 10 Absatz 2 des Abkommens gelten der-
zeit:

a) österreichischerseits die Kapitalertrag-
steuer samt Zuschlägen im Gesamtbetrag
von 177 Prozent;

b) liechtensteinischerseits die Stempelabgabe
auf Coupons von 5 Prozent.

(2) Der Anspruch auf Rückerstattung der
österreichischen Kapitalertragsteuer, der einem
im Fürstentum Liechtenstein wohnhaften Ein-
kommensempfänger zusteht, bezieht sich der-
zeit auf den Betrag der Kapitalertragsteuer
samt Zuschlägen, der 5 % der Kapitalerträge
übersteigt (Artikel 10 Absatz 2 des Ab-
kommens).

(3) Der Anspruch auf Rückerstattung der
liechtensteinischen Quellensteuern, der einem in
Österreich wohnhaften Einkommensempfänger
zusteht, bezieht sich nicht auf die Stempelab-
gabe auf Coupons, solange diese 5°/o des Ka-
pitalertrages nicht übersteigt.

Artikel 2

(1) Der Empfänger von Einkünften aus be-
weglichem Kapitalvermögen, die in einem der
beiden Staaten einer im Abzugswege an der
Quelle erhobenen Steuer unterliegen, hat An-
spruch auf Rückerstattung dieser Steuer, sofern

a) er im Zeitpunkt der Fälligkeit der Ein-
künfte seinen Wohnsitz im Sinne des
Artikels 2 des Abkommens im andern
Staate hat und

b) die in Rede stehenden Einkünfte (die
Titel, von denen sie herrühren) in die-
sem anderen Staate den Steuern vom Ein-
kommen (vom Vermögen) unterliegen.

(2) Natürliche und juristische Personen,
welche in ihrem Wohnsitzstaate keine Steuern
vom Einkommen (vom Vermögen) bezahlen,
weil sie aus in ihrer Person liegenden Gründen
steuerfrei sind oder weil ihr Einkommen (Ver-
mögen) die steuerfreien Beträge nicht über-
schreitet, können vom andern Staate die an der
Quelle erhobenen Steuern gleichwohl zurück-
fordern.

(3) Wer als Angehöriger einer diplomatischen
oder konsularischen Vertretung eines der beiden
Staaten im andern Staat oder in dr i t ten Staaten
residiert und die Staatsangehörigkeit seines Ab-
sendestaates besitzt, gilt als im Absendestaat
wohnhaft, sofern er hier zur Entrichtung von
Steuern vom beweglichen Kapitalvermögen und
dessen Ertrag, der im andern Vertragsstaat einer
im Abzugswege an der Quelle erhobenen Steuer
unterliegt, herangezogen wird (Absatz 5 lit. a
des Schlußprotokolls zu Artikel 10 des Ab-
kommens).

(4) Internationale Organisationen, ihre Organe
und Beamten sowie das Personal diplomatischer
oder konsularischer Vertretungen drit ter Staaten,
die in einem der beiden Staaten wohnen oder
residieren und hier von der Entrichtung von
Steuern auf beweglichem Kapitalvermögen oder
dessen Ertrag befreit sind, haben keinen An-
spruch auf Entlastung von den im andern Staat
im Abzugswege an der Quelle erhobenen
Steuern (Absatz 5 lit. b des Schlußprotokolls
zu Artikel 10 des Abkommens).

Artikel 3

(1) Der Anspruchsberechtigte muß den Rück-
erstattungsanspruch bei der in Artikel 5 Ab-
satz 2 bezeichneten Steuerbehörde des die Quel-
lensteuer erhebenden Staates über die zentrale
Steuerbehörde des Staates geltend machen, in
dem er im Zeitpunkt der Fälligkeit der be-
steuerten Einkünfte seinen Wohnsitz hatte.

(2) Der Antrag ist innerhalb von zwei Jahren
nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die be-
steuerten Einkünfte fällig geworden sind, in
zweifacher Ausfertigung einzureichen auf For-
mular R — A1 für die Rückerstattung der öster-
reichischen Quellensteuern bei der Liechten-
steinischen Steuerverwaltung in Vaduz.

(3) Entstehen im Laufe eines Kalenderjahres
mehrere Rückerstattungsansprüche, so sind sie
zusammen in einem Antrag geltend zu machen.
Ansprüche aus zwei Jahren können in einem
Antrag zusammengefaßt werden. Für die Rück-
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erstattung österreichischer Quellensteuern sind
gesonderte Anträge einzureichen, soweit die in
Österreich wohnhaften Ertragsschuldner nicht
vom gleichen Finanzamt zur Körperschaftsteuer
veranlagt werden (Artikel 5 Absatz 2 lit. a).

(4) Zentrale Steuerbehörde ist österreichischer-
seits das Bundesministerium für Finanzen in
Wien, liechtensteinischerseits die Liechten-
steinische Steuerverwaltung in Vaduz.

Artikel 4

(1) Die für den Antragsteller zuständige lokale
Steuerbehörde (Finanzamt, Steuerverwaltung)
hat das Vorliegen der Voraussetzungen des
Rückerstattungsanspruches hinsichtlich des
Wohnsitzes und der Heranziehung zu den
Steuern vom Einkommen (vom Vermögen) zu
überprüfen.

(2) H a t eine Erhebung der Steuern vom Ein-
kommen (vom Vermögen) für das im Antrag
angegebene bewegliche Kapitalvermögen und
dessen Ertrag noch nicht stattgefunden, ist aber
die Pflicht zur Versteuerung offensichtlich, so
merkt die lokale Steuerbehörde die aufgeführten
Werte und deren Erträge zur späteren Be-
steuerung vor.

(3) Nötigenfalls stellen die lokalen Steuer-
behörden ergänzende Erhebungen an. Die zen-
trale Steuerbehörde ist befugt, solche Erhebun-
gen anzuordnen oder selbst vorzunehmen.

Artikel 5

(1) Auf Grund des Berichtes der lokalen
Steuerbehörde bescheinigt die zentrale Steuer-
behörde des Wohnsitzstaates auf dem Antrag
das Vorliegen der Voraussetzungen des Rück-
erstattungsanspruches hinsichtlich des Wohnsitzes
und der Heranziehung zu den Steuern vom Ein-
kommen (vom Vermögen) und sendet die zweite
Ausfertigung des Antrages an die zentrale
Steuerbehörde des die Quellensteuer erhebenden
Staates.

(2) Die Entscheidung über den Antrag und die
Durchführung der Rückerstattung obliegt:

a) in Österreich dem Finanzamt, das für die
Körperschaftsteuerveranlagung des Schuld-
ners der Kapitalerträge zuständig ist;

b) in Liechtenstein der Steuerverwaltung in
Vaduz.

Artikel 6

(1) Die in Artikel 5 Absatz 2 bezeichnete
Steuerbehörde des die Quellensteuer erhebenden
Staates prüft den Antrag auf seine Berechtigung

und seine Richtigkeit sowie darauf, ob der be-
hauptete Steuerabzug tatsächlich erfolgt ist. Not-
wendige ergänzende Auskünfte und Beweismittel
holt sie direkt beim Antragsteller ein.

(2) Sie gibt ihre Entscheidung dem Antrag-
steller direkt bekannt und überweist diesem vor-
behaltlich der Verrechnung mit allfälligen Steuer-
rückständen den Rückerstattungsbetrag gemäß
den Vorschriften über den Zahlungsverkehr an
die im Antrag angegebene Adresse.

Artikel 7

(1) Über jede Rückerstattungsentscheidung er-
geht eine schriftliche Mitteilung an den Antrag-
steller. Wird ein Antrag ganz oder teilweise ab-
gewiesen, so wird die Entscheidung mit einer
Begründung und mit einer Rechtsmittel-
belehrung durch eingeschriebenen Brief eröffnet.

(2) Gegen Entscheidungen des österreichischen
Finanzamtes (Artikel 5 Absatz 2 lit. a) kann
innerhalb eines Monats von der Zustellung der
Entscheidung an bei der Finanzlandesdirektion
Beschwerde eingebracht werden. Gegen die Be-
schwerdeentscheidung kann innerhalb von sechs
Wochen von der Zustellung an, Beschwerde an
den Verwaltungsgerichtshof in Wien erhoben
werden.

(3) Gegen Entscheidungen der Liechten-
steinischen Steuerverwaltung kann inerhalb von
30 Tagen von der Zustellung an bei der Liech-
tensteinischen Landessteuerkommission Be-
schwerde erhoben werden. Deren Beschwerde-
entscheidung kann innerhalb von sechs Wochen
nach Zustellung im Beschwerdeverfahren bei dem
Staatsgerichtshof als Verwaltungsgerichtshof an-
gefochten werden.

Artikel 8

(1) Die zentralen Steuerbehörden der beiden
Vertragsstaaten unterstützen sich gegenseitig in
der Verhinderung mißbräuchlich beantragter
Rückerstattungen.

(2) Insbesondere ist die zentrale Steuerbehörde,
die nachträglich feststellt, daß sie eine unrichtige
Bescheinigung über den Wohnsitz, über die er-
folgte oder künftige Besteuerung, über das
Eigentum oder das Nutzungsrecht des Antrag-
stellers oder über andere erhebliche Tatsachen
abgegeben hat, verpflichtet, dies der zentralen
Steuerbehörde des anderen Staates unverzüglich
mitzuteilen.

(3) In gleicher Weise sind die lokalen Steuer-
behörden, die die Unrichtigkeit eines von ihnen
abgegebenen Berichtes feststellen, zu dessen
Richtigstellung gegenüber der zentralen Steuer-
behörde ihres Staates verpflichtet.
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Artikel 9

(1) Diese Vereinbarung tri t t gleichzeitig mit
dem Abkommen in Kraft und findet erstmals
Anwendung auf die im Abzugswege an der
Quelle erhobenen Steuern von Einkünften aus
beweglichem Kapitalvermögen, die im Kalender-
jahre 1956 fällig werden (Artikel 16 lit. b des
Abkommens).

(2) Diese Vereinbarung kann im gegenseitigen
Einverständnis jederzeit durch Schriftenwechsel
abgeändert oder ergänzt werden.

(3) Die Vereinbarung kann von einer der bei-
den Parteien mindestens sechs Monate vor Ab-
lauf eines Kalenderjahres gekündigt werden; sie
erlischt im Falle einer solchen Kündigung mit
Ablauf des Kalenderjahres. Rückerstattungs-

anträge, die der Einreichungsbehörde (Artikel 3
Absatz 2) vor diesem Zeitpunkt übergeben wor-
den sind, sollen indessen noch nach dem in der
vorliegenden Vereinbarung vorgesehenen Ver-
fahren erledigt werden. Sobald eine Kündigung
erfolgt ist, sollen unverzüglich Verhandlungen
über den Abschluß einer neuen Vereinbarung
aufgenommen werden.

Vaduz, den 7. Dezember 1955

Für das Bundesministerium für Finanzen:

Dr. Stangelberger

Für die Regierung des Fürstentums Liechtenstein:

A. Frick

Die vorstehende Vereinbarung ist gemäß ihrem Art. 9 Abs. 1 am 26. September 1956 in
Kraft getreten.

Raab
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Anlage
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